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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 5 R 278/12 B 
 
L 5 R 3635/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 19 R 829/09 (SG Freiburg) 
 
 
 
……………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. Januar 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 13. Juni 2012 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 13.6.2012 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch des Klägers auf 

Anerkennung von Zeiten nach dem Fremdrentengesetz ohne Absenkung der Entgeltpunkte be-

reits im Feststellungsverfahren nach § 149 Abs 5 SGB VI verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden ein Verfahrensmangel sowie eine grundsätzli-

che Bedeutung geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. 

 

Der Kläger rügt eine Verletzung seines Rechts auf Gewährung rechtlichen Gehörs iS von § 62 

SGG, Art 103 Abs 1 GG. Ein solcher Verstoß liegt ua vor, wenn das Gericht seiner Pflicht, das 

Vorbringen der Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in seine Erwägungen einzubeziehen, 

nicht nachgekommen ist (vgl BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN) oder sein Urteil auf Tat-

sachen und Beweisergebnisse stützt, zu denen sich die Beteiligten nicht haben äußern können 

(vgl BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 12 S 19). 

 

Der Kläger zitiert wörtlich sein Vorbringen in beiden Tatsacheninstanzen und behauptet, dieses 

sei nicht ausreichend gewürdigt worden. Unter anderem ist es nach Ansicht des Klägers "herr-
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schende Meinung, dass vorgreifliche Verfahren zur Klärung von Rechtsfragen geführt werden 

dürfen und man die Betreffenden nicht auf irgendwelche in der Zukunft liegenden 

Rechtsbehelfe verweisen und verschieben" darf. Das LSG habe den entsprechenden 

"Sachvortrag nicht ausreichend gewürdigt und einen Verstoß rechtlichen Gehörs begangen". 

 

Mit diesem Vorbringen hat der Kläger eine Verletzung des § 62 SGG, Art 103 Abs 1 GG nicht 

hinreichend dargetan. Denn diese Vorschriften verpflichten das Gericht nicht, auf jeden Ge-

sichtspunkt einzugehen, der im Laufe des Verfahrens von der einen oder anderen Seite zur 

Sprache gebracht worden ist (vgl BVerfG SozR 1500 § 62 Nr 16; BVerfGE 96, 205, 217). Viel-

mehr ist grundsätzlich davon auszugehen, dass ein Gericht das Vorbringen der Beteiligten zur 

Kenntnis genommen und erwogen hat. Deshalb muss die Beschwerdebegründung besondere 

Umstände aufzeigen, aus denen auf das Gegenteil geschlossen werden kann (vgl BVerfGE 28, 

378, 384 f; 47, 182, 187 f; 54, 86, 91 f). Derartige besondere Einzelfallumstände schildert der 

Kläger nicht. 

 

Insbesondere ist das Gericht im Hinblick auf den Anspruch des Klägers auf rechtliches Gehör 

grundsätzlich nicht verpflichtet, die für die richterliche Überzeugungsbildung möglicherweise lei-

tenden Gesichtspunkte vorher mit den Beteiligten zu erörtern (vgl BSG SozR 3-1500 § 112 Nr 2 

S 3 mwN). Etwas anderes gilt allerdings dann, wenn das Gericht seine Entscheidung auf einen 

rechtlichen Gesichtspunkt stützt, mit dem auch ein gewissenhafter und kundiger Prozessbetei-

ligter selbst unter Berücksichtigung der Vielfalt vertretbarer Rechtsauffassungen nicht zu rech-

nen brauchte (vgl BVerfGE 86, 133, 144 f). Dies ist nach der Beschwerdebegründung nicht an-

zunehmen. Letztlich rügt der Kläger mit seinem Vorbringen die Rechtsauffassung des LSG. 

Eine Überprüfung des angefochtenen Urteils in der Sache kommt jedoch erst nach zulässiger 

Einlegung der nach Zulassung statthaften Revision in Betracht. 

 

Des Weiteren hat der Kläger auch die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht hinrei-

chend dargelegt. Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine 

Rechtsfrage aufwirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der 

Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der 

Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung 

der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch 

nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren 

eine Klärung erwarten lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu 

genügen, eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) 

Klärungsfähigkeit (= Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen 

(zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 
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Der Kläger hält folgende Frage für grundsätzlich bedeutsam: 

 "Ist es verfassungsrechtlich geboten, den Vormerkungsbescheiden in der gesetzlichen 

Rentenversicherung eine Verbindlichkeit soweit zuzuordnen, als diese auch Fragen der 

Rentenberechnung mit umfassen?" 

 

Mit dieser Frage hat er die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht dargetan. Denn es 

bleibt schon offen, welche konkreten revisiblen (Bundes-)Normen (§ 162 SGG) ausgelegt und/ 

oder an welchem höherrangigen Recht gemessen werden sollen, um die Rechtseinheit zu wah-

ren oder das Recht fortzubilden. 

 

Zudem legt die Beschwerdebegründung nicht ausreichend dar, dass diese Rechtsfrage klä-

rungsbedürftig ist. Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort 

praktisch außer Zweifel steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits 

höchstrichterlich geklärt ist. Als höchstrichterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch dann 

anzusehen, wenn das Revisionsgericht bzw das BVerfG diese zwar noch nicht ausdrücklich 

entschieden hat, jedoch schon eine oder mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen 

sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der Beschwerde als 

grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8 S 17). Im 

Hinblick hierauf muss in der Beschwerdebegründung unter Auswertung der Rechtsprechung 

des BSG zu diesem Problemkreis substantiiert vorgetragen werden, dass das BSG zu diesem 

Fragenbereich noch keine Entscheidung gefällt oder durch die schon vorliegenden Urteile die 

hier maßgebende Frage von grundsätzlicher Bedeutung noch nicht beantwortet hat 

(Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX 

RdNr 183 mwN). 

 

Hieran fehlt es. Dass sich Rechtsfolgenfestsetzungen der Verwaltung auf die im geltenden 

Recht vorgesehenen Anordnungen zu beschränken haben, ist evident. § 64 SGB VI schließt ei-

ne verbindliche Rentenwertfestsetzung vor dem Rentenbeginn aus. Insbesondere ersetzt die 

Darstellung der eigenen Rechtsansicht nicht die Darlegung der Klärungsbedürftigkeit gemäß 

§ 160a Abs 2 S 3 SGG und die in diesem Rahmen vorzunehmende eingehende Auseinander-

setzung mit der thematisch einschlägigen Rechtsprechung des BSG und des BVerfG. Allein der 

Umstand, dass der Kläger die vom LSG vertretene Auffassung für unrichtig hält, rechtfertigt kei-

ne Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung (vgl BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 7). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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